
2. Zweiter Klagegrund: Verletzung wesentlicher Formvorschrif­
ten, da das Parlament der Klägerin nicht die Möglichkeit 
eingeräumt habe, zu den festgestellten Unregelmäßigkeiten 
Stellung zu nehmen. 

3. Dritter Klagegrund: Verstoß gegen die Rechtsstaatlichkeit, da 

— Sacheinlagen eine rechtmäßige Finanzierungsweise dar­
stellten; 

— der Haushalt der Klägerin gegenüber dem der anderen 
europäischen politischen Parteien diskriminierend behan­
delt worden sei; 

— das Recht, vor dem Erlass einer nachteiligen individuel­
len Maßnahme angehört zu werden, nicht beachtet wor­
den sei. 

4. Vierter Klagegrund: Missbrauch von Befugnissen, da das Par­
lament finanzielle Beschränkungen benutzt habe, um die 
Handlungsmöglichkeiten einer politischen Partei, deren 
Ideale eine Reihe seiner Mitglieder nicht teile, einzuschrän­
ken. 

Klage, eingereicht am 16. Dezember 2013 — AEMN/ 
Parlament 

(Rechtssache T-679/13) 

(2014/C 85/36) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Allianz der Nationalen Bewegungen 
(AEMN) (Matzenheim, Frankreich) (Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt J.-P. Le Moigne) 

Beklagter: Europäisches Parlament 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die teilweise durch die Entscheidung vom 14. Oktober 2013 
neu gefasste Entscheidung des Europäischen Parlaments vom 
7. Oktober 2013 für nichtig zu erklären, mit der die end­
gültige Finanzhilfe, die das Europäischen Parlament ihr für 
das Jahr 2012 gewährt hat, auf 186 292,12 Euro festgesetzt 
und infolgedessen entschieden wurde, dass sie einen Betrag 
von 45 476,00 Euro rückzuerstatten habe, da ihr bereits ein 
Betrag von 231 412,80 Euro gewährt worden sei; 

— das Europäische Parlament zu verurteilen, sämtliche Kosten 
zu tragen und zu diesem Zweck 20 000,00 Euro an sie zu 
zahlen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin vier Klagegründe 
geltend, die im Wesentlichen mit den in der Rechtssache 
T-678/13, AEMN/Parlament, geltend gemachten Klagegründen 
identisch oder diesen ähnlich sind. 

Klage, eingereicht am 20. Dezember 2013 — Bilbaína de 
Alquitranes u. a./Kommission 

(Rechtssache T-689/13) 

(2014/C 85/37) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerinnen: Bilbaína de Alquitranes, SA (Luchana-Baracaldo, 
Vizcaya, Spanien); Deza, a.s. (Valašské Meziříčí, Tschechische 
Republik); Industrial Química del Nalón, SA (Oviedo, Spanien); 
Koppers Denmark A/S (Nyborg, Dänemark); Koppers UK Ltd 
(Scunthorpe, Vereinigtes Königreich); Koppers Netherlands BV 
(Uithoorn, Niederlande); Rütgers basic aromatics GmbH (Cas­
trop-Rauxel, Deutschland); Rütgers Belgium NV (Zelzate, Bel­
gien); Rütgers Poland Sp. z o.o. (Kędzierzyn-Koźle, Polen); Baw­
try Carbon International Ltd (Doncaster, Vereinigtes Königreich); 
Grupo Ferroatlántica, SA (Madrid, Spanien); SGL Carbon GmbH 
(Meitingen, Deutschland); SGL Carbon GmbH (Bad Goisern am 
Hallstättersee, Österreich); SGL Carbon (Passy, Frankreich); SGL 
Carbon, SA (La Coruña, Spanien); SGL Carbon Polska S.A. (Ra­
cibórz, Polen); ThyssenKrupp Steel Europe AG (Duisburg, 
Deutschland) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte K. Van 
Maldegem und C. Mereu) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerinnen beantragen, 

— die Klage für zulässig und begründet zu erklären; 

— den angefochtenen Rechtsakt für nichtig zu erklären, soweit 
er KTPHT als H400 und H410 einstuft; 

— der Kommission die Kosten dieses Verfahrens aufzuerlegen.
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Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Klägerinnen begehren die teilweise Nichtigerklärung der 
Verordnung (EU) Nr. 944/2013 der Kommission vom 2. Okto­
ber 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 
des Europäischen Parlaments und des Rates über die Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen 
zwecks Anpassung an den technischen und wissenschaftlichen 
Fortschritt (CLP-Verordnung) (ABl. L 261, S. 5), soweit damit 
Pech, Kohlenteer, Hochtemperatur, CAS-Nummer 65996-93-2 
(im Folgenden: KTPHT), als „Aquatic Acute 1 (H400)“ und 
„Aquatic Chronic 1 (H410)“ eingestuft wird (im Folgenden: an­
gefochtener Rechtsakt). 

Zur Stützung der Klage machen die Klägerinnen drei Kla­
gegründe geltend. 

1. Der angefochtene Rechtsakt sei rechtswidrig, da er insoweit 
gegen die Bestimmungen der REACH-Verordnung und der 
CLP-Verordnung über die Einstufung von Stoffen als toxisch 
in Gewässern und die Untersuchungen, die insoweit an­
erkannt werden müssten, sowie gegen den Grundsatz der 
Gleichbehandlung verstoße, als nach den REACH- und 
OECD-Vorgaben durchgeführte Untersuchungen nicht zuge­
lassen und Tests verlangt würden, die nicht auf einer an­
erkannten Standardmethode beruhten. 

2. Der angefochtene Rechtsakt sei rechtswidrig, da ihm ein 
offenkundiger Beurteilungsfehler zugrunde liege. Der Rechts­
akt berücksichtige nicht die inerten Eigenschaften von 
KTPHT, die erhebliche Auswirkungen auf Untersuchungen 
mit UV-Licht und die Anwendung der Summierungs­
methode hätten. Es seien M-Faktoren für PAK-Bestandteile 
bestimmt worden, ohne dass die herangezogenen Unter­
suchungen ordnungsgemäß bewertet worden seien, und 
die Informationen der Klägerinnen seien ohne hinreichende 
Begründung zurückgewiesen worden. 

3. Der angefochtene Rechtsakt sei rechtswidrig, da er gegen die 
unionsrechtlichen Grundsätze der Transparenz und der 
Wahrung der Verteidigungsrechte verstoße. 

Klage, eingereicht am 10. Januar 2014 — Tschechische 
Republik/Kommission 

(Rechtssache T-27/14) 

(2014/C 85/38) 

Verfahrenssprache: Tschechisch 

Parteien 

Klägerin: Tschechische Republik (Prozessbevollmächtigte: M. 
Smolek, J. Vláčil, T. Müller) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— den Beschluss K(2013) 7221 endg. der Europäischen Kom­
mission vom 4. November 2013 betreffend die Aufforde­
rung zur Aufhebung der Entscheidung des Ministerstvo 
průmyslu a obchodu České republiky (Ministerium für In­
dustrie und Handel der Tschechischen Republik), mit der für 
die Gasspeicher in Dambořice eine Ausnahme von den na­
tionalen Vorschriften zur Umsetzung der Bestimmungen der 
Richtlinie 2003/55/EG ( 1 ) über die Regeln für den Zugang 
Dritter gewährt wird, für nichtig zu erklären; 

— der Europäischen Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin zwei Klagegründe 
geltend. 

1. Der erste Klagegrund betrifft einen Verstoß gegen Art. 266 
Abs. 1 AEUV. 

In diesem Zusammenhang macht die Klägerin geltend, dass 
die Kommission durch den Erlass des angefochtenen Be­
schlusses in einer Weise vorgegangen sei, die in direktem 
Widerspruch zum Urteil des Gerichts vom 6. September 
2013, Globula/Kommission (T-465/11), stehe. 

2. Der zweite Klagegrund betrifft einen Verstoß gegen Art. 22 
Abs. 4 der Richtlinie 2003/55/EG. 

Hiermit trägt die Klägerin vor, dass die Kommission den 
angefochtenen Beschluss nach Ablauf der in Art. 22 Abs. 
4 der Richtlinie 2003/55/EG festgelegten Frist erlassen habe. 

( 1 ) Richtlinie 2003/55/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Juni 2003 über gemeinsame Vorschriften für den 
Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 98/30/EG 
(ABl. L 176, S. 57). 

Klage, eingereicht am 13. Januar 2014 — Laverana/ 
HABM (BIO — INGRÉDIENTS VÉGÉTAUX — PROPRE 

FABRICATION) 

(Rechtssache T-30/14) 

(2014/C 85/39) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Verfahrensbeteiligte Parteien 

Klägerin: Laverana GmbH & Co. KG (Wennigsen, Deutschland) 
(Prozessbevollmächtigte: J. Wachinger und M. Zöbisch, Rechts­
anwälte)
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